Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/666 


Europäisches Parlament 
Der Präsident 


Straßburg, den 25. Mai 1966 


Herrn 

D. Dr. Eugen Gerstenmaier 
Präsident des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 9. Mai 
1966 auf der Grundlage eines Berichts seines Forsdiungs- und 
Kulturausschusses eine 


Entschließung betreffend die Schaffung 
eines Europäischen Jugendwerks 


angenommen. 

Unter Hinweis insbesondere auf den vierten Absatz dieser Ent- 
schließung beehre ich mich, Ihnen in der Anlage den Wortlaut 
der Entschließung zu übermitteln. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Alain Poher 


Anlage 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Entschließung betreffend die Schaffung eines 
Europäischen Jugendwerks 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

nach Prüfung des Entschließungsantrags, den Frau 
Strobel im Namen der sozialistischen Fraktion vor- 
gelegt hat (Sitzungsdokument Nr. 137/1964 — 65 vom 
21. Januar 1965); 

nach Feststellung der grundsätzlichen Überein- 
stimmung dieses Entschließungsantrags und des 
vorliegenden Berichts 

— mit den Verträgen zur Gründung der EGKS, der 
EWG und der EAG und 

— mit der Erklärung der Staats- und Regierungs- 
chefs vom 18. Juli 1961 in Bonn; 

1. richtet einen Appell an die Regierungen und die 
Völker der Europäischen Gemeinschaft und for- 
dert sie auf, die Probleme der Jugend mit mög- 
lichst großer Aufgeschlossenheit zu untersuchen, 
in Angriff zu nehmen und zu lösen, damit die 
Jugend im Geiste menschlicher Solidarität, voll 
Verständnisbereitschaft, im vollen Bewußtsein 
ihres eigenen Wertes und in der Erkenntnis ihrer 
Rechte und Pflichten in einem vereinigten, demo- 
kratischen und friedlichen Europa in einer auf 
dem Weg zu ihrer Einheit fortschreitenden Welt 
heranreift; 

2. ist der Ansicht, 

— daß die Förderung der Beziehungen zwischen 
der europäischen Jugend einen beachtlichen 
Einfluß auf die Bildung eines europäischen 
Bewußtseins haben kann; 

— daß die Europäische Gemeinschaft die Pflicht 
hat, zur Vorbereitung der Jugend auf ihre 
künftigen Aufgaben im Rahmen dieser Ge- 
meinschaft sowie gegenüber den assoziierten 
Staaten und den Entwicklungsländern beizu- 
tragen; 

3. wünscht 

— die Schaffung eines Europäischen Jugendwer- 
kes als eine Stiftung des öffentlichen Rechts, 
die von Vertretern der Mitgliedstaaten und 
der Exekutiven in Zusammenarbeit mit einem 
Allgemeinen Europäischen Jugendrat verwal- 
tet wird; 


— • die Schaffung eines aus Gemeinschaftsmitteln 
zu finanzierenden Fonds, der dem Europä- 
ischen Jugendwerk zur Verfügung gestellt 
und jährlich mit 50 Millionen bfrs ausgestat- 
tet wird, die in den folgenden 10 Jahren bis 
auf 500 Millionen bfrs jährlich erhöht werden; 

4. fordert die Regierungen und Parlamente der Mit- 
gliedstaaten auf, sich für die Schaffung eines sol- 
chen Werkes einzusetzen und die Bildung von 
möglichst repräsentativen nationalen Jugend- 
räten zu fördern; 

5. richtet inzwischen die nachdrückliche Aufforde- 
rung 

— an die Exekutiven der drei Europäischen Ge- 
meinschaften, dafür zu sorgen, daß vom 
1. Januar 1967 an 

a) die im Haushalt des Gemeinsamen Presse- 
und Informationsdienstes unter der Rubrik 
„Jugend- und Erwachsenenbildung" vor- 
gesehenen sogenannten „Kreyssig-Mittel" 
auf 50 Millionen bfrs jährlich erhöht wer- 
den; 

b) ein neues erweitertes Programm mit mehr- 
jähriger Laufzeit für den Austausch ju- 
gendlicher Arbeitnehmer auf der Grund- 
lage von Artikel 50 des EWG-Vertrags 
vorgelegt wird; 

c) Bestimmungen, die eine möglichst weit- 
gehende Koordinierung auf dem Gebiet 
der Jugendförderung im Rahmen der Ge- 
meinschaft sowie die Einrichtung einer da- 
für zuständigen Dienststelle ermöglichen, 
erlassen werden; 

— an die im Ministerrat vereinigten Vertreter 
der Regierungen, 

a) die dazu erforderlichen Vorschläge zu bil- 
ligen; 

b) zu verfügen, daß die in den sechs Mit- 
gliedstaaten bereits bestehenden oder noch 
zu schaffenden Stellen für die Jugendför- 
derung mit den Dienststellen der Gemein- 
schaft eng Zusammenarbeiten. 
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